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(Nr. 11641.) Gefetz über die ſtaatliche Verbürgung zweiter Hypotheken (Bürgſchaftsſicherungs⸗ 
gefeb). Vom 10. April 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
wa 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zwecks Förderung der Herſtellung ge 
ſunder Kleinwohnungen die Bürgſchaft für zweite Hypotheken namens des Staates 
zu übernehmen. Die Hypotheken müſſen von anderer Seite an gemeinnützige 
Bauvereinigungen und Stiftungen unter Ausſchluß der Kündbarkeit auf die 
Dauer von mindeſtens zehn Jahren gewährt ſein. 


5 32; 

(1) Das verbürgte Darlehen ſoll einſchließlich vorgehender oder gleichſtehender 
Hypotheken 90 vom Hundert der Selbſtkoſten nicht überſteigen, die der Schuldner 
für den Erwerb und die bauliche Erſchließung des belaſteten Grundſtücks, für die 
Errichtung der auf ihm ſtehenden Baulichkeiten und die Beſchaffung ihres Zu⸗ 
behörs aufwendet. 

e) In Ausnahmefällen kann die Bürgſchaft auch bis zum vollen Betrage 
der Selbſtkoſten des Baues ohne Berückſichtigung des Wertes von Grund und 
Boden gehen. i 

6) Das verbürgte Darlehen ſoll mit mindeſtens 1½ vom Hundert des 
urſprünglichen Betrags unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen getilgt werden. 
Sind auch die den verbürgten Darlehen im Range vorgehenden Hypothekendarlehen 
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— 


Tilgungshypotheken, ſo darf die Tilgung des verbürgten Darlehens fo weit herab- 
geſetzt werden, daß auf das verbürgte Darlehen und auf die ihm im Range vor⸗ 
gehenden Hypothekendarlehen insgeſamt jährlich mindeſtens ½ vom Hundert der 
urſprünglichen Beträge unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen getilgt wird. 


2 
) Zur Deckung der dem Staate aus den Bürgſchaftsverträgen erwachſenden 
Verpflichtungen wird ein Betrag von zehn Millionen Mark zur Verfügung geſtellt. 
Er wird als Bürgſchaftsſicherung der Preußiſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe 
überwieſen und iſt von ihr beſonders zu verwalten. Der Bürgſchaftsſicherung 
wachſen die aus ihrer Verwaltung aufkommenden Zinſen ſowie die ſonſt aus 
den Bürgſchaftsverträgen entſtehenden Einnahmen zu. 
. e) Der Finanzminiſter iſt für die beſtimmungsmäßige Verwaltung ver⸗ 
antwortlich. i 

GA 


Die Geſamthöhe der zu übernehmenden Bürgſchaften darf das Fünfzehn 
fache der jeweils verfügbaren Bürgſchaftsſicherung nicht überſteigen. 


§ 5. 
Ein Bericht über die Verwaltung der Sicherung, ihre Bilanz und Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung ſind dem Landtage jährlich vorzulegen. 


$ 6. : 

) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 3 
erforderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. An Stelle der 
Staatsſchuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen ausgegeben 
werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 

e) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
„Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. 5 

() Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 
Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, zu 
welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatzanweiſungen 
und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanz⸗ 
miniſter. Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung der Anleihe 
die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staats⸗ 


— 


anleihen, vom 19. Der 1869 GGeſetzſamml. S. 1197), des a betreffend 
die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und 
des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eisenbahn. 
verwaltung, vom 3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 
Arkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und . 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 10. April 1918. 


(Siegel.) Wilhelm. 
Graf v. Hertling. Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Stein. Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. 


Schmidt. v. Eifenhart-Rothe. Hergt. Wallraf. 


Rr. 11642.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Fabrikanlagen der Eiſenwerk— 
und Maſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft in Düſſeldorf⸗Heerdt. Vom 8. April 1918. 


Na der Eiſenwerk- und Maſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft in Düſſeldorf— Heerdt 
zur Erweiterung ihrer Fabrikanlagen das Recht zur Enteignung von Grundeigentum 
durch den auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staats⸗ 
miniſteriums vom 25. März d. Is. verliehen worden iſt, wird nunmehr auf Grund 
des §1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und Beſchäftigung von Kriegs⸗ 
gefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) mit Nachträgen 
vom 27, „März 1915. Geſetzſamml. S. 57) und 25. September 1915 eſetz⸗ 
ſamml. S. 141) beſtimmt, daß bei der vorbezeichneten Enteignung von Grund⸗ 
er das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer 
Verordnung Anwendung findet. 
Berlin, den 8. April 1918. 


Das Staatsminiſterium. 


Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Roedern. v. Waldow. 
Drew = Schmidt. v. Eiſenhardt-Rothe. Wallraf. 


Gr. 11643.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteig ⸗ 
nungsverfahrens bei der Anlegung von Abraumhalden uſw. für das der Ilſe⸗ 
Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft gehörige Braunkohlenbergwerk Erika bei Laubuſch 
im Kreiſe Hoyerswerda. Vom 18. April 1918. 


Au Grund des § 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäfti⸗ 
gung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
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Faſſung der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 57 und 141) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren 
nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, 
das der Ilſe⸗Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft zu Grube Ilſe N. L. zu Betriebszwecken 
des ihr gehörigen Braunkohlenbergwerks Erika bei Laubuſch im Kreiſe Hoyers⸗ 
werda, insbeſondere zur Anlegung von Abraumhalden, durch Erlaß des Staats⸗ 
miniſteriums vom 12. April 1918 verliehen iſt, Anwendung zu finden hat. 
Berlin, den 18. April 1918. 


Das Staatsminiſterium. 


Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Roedern. 
v. Waldow. Drews. Schmidt. v. Eiſenhardt⸗Rothe. 


Hergt. Wallraf. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) ſind 

bekannt gemacht: 

1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (eſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 14. März 
1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Röchlingſchen 
Eiſen⸗ und Stahlwerke, G. m. b. H. in Völklingen a. Saar, zur Erweite⸗ 
rung ihrer Fabrikanlagen zum Zwecke der Lagerung von Erzen und Koks, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Trier Nr 9, 
ausgegeben am 30. März 1918; 

der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 22. März 
1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt 

Düren zur Erweiterung des ſtädtiſchen Waſſerwerkes, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung in Aachen Nr. 8 S. 77, ausgegeben am 
20. April 1918; 

3. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (eſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 25. März 
1918, benefend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Eiſenwerk— 
und Maſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft in Düſſeldorf⸗Heerdt zur Erweiterung 
ihrer Fabrikanlagen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in 
Düſſeldorf Nr. 16 S. 97, ausgegeben am 20. April 1918. 


DD 


Nedigiert im Büro des Stagtsminiſteriums. — Verlin, gedruckt in der Reichsdrückerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu j 
6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. a 
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